
Internetadressen sind in den
letzten zwei Jahren in der
Schweiz für einen Fake-Online-
shop missbraucht worden. Mit
rascherem Vorgehen sagt der
Adressenverwalter dem Miss-
brauchdenKampfan.Wirtschaft

Die Zahl

Gut 6000

Barbesitzer kriegt
seine Pistole zurück
Bundesgericht Die Polizei
muss einem ehemaligen Bar-
besitzer, dessen Lokal wegen
Drogendelikten geschlossen
worden war, die Faustfeuer-
waffe zurückgeben. Die Schaff-
hauser Polizei sei mit der
Einziehung der Waffe zu weit
gegangen, urteilte das Bundes-
gericht. Die Waffe wurde bei
einer Hausdurchsuchung in
einem Nebenraum der Bar ge-
funden. (sda)

Schwere Explosion
erschüttert Kabul
Afghanistan Gestern am spä-
ten Abend ist in der afghani-
schen Hauptstadt Kabul eine
heftige Explosion in weiten
Teilen der Stadt zu hören ge-
wesen. Sie habe sich in der Nä-
he des «Green Village» ereig-
net, wo ausländische Nichtre-
gierungsorganisationen unter-
gebracht sind. Über Opfer war
zunächst nichts bekannt. (sda)

Massenkundgebungen,
aber kein Generalstreik
Hongkong Vor allem Schüler
und Studenten gingen nach
den Hochschulferien wieder
auf die Strasse. Sie blockierten
auch die Türen der U-Bahn,
was zu erheblichen Verspätun-
gen führte. Ein Aufruf zum
Generalstreik wurde dagegen
kaumbeachtet. (sda)

Korrigendum
Am letzten Freitag ist ein Bild
auf der Themenseite «Zukunft
CO2-freier Verkehr» falsch
beschriftet worden. Der inter-
viewte Verkehrsforscher heisst
mit korrektem Namen Thomas
Sauter-Servaes. Wir entschul-
digen uns für den Fehler. (chm)

Letzte Nachrichten

Gesagt

«MeineErfahrung
ist, dass sichmit
steigendemFrauen-
anteilDiskussions-
muster ändern.»

Präsidentin Ursula von der Leyen
über den Frauenanteil in ihrer
EU-Kommission. Ausland

Häusliche Gewalt

Männer, die ihre Freundinnen, Frau-
en und manchmal auch ihre Kinder
töten, schockieren die Schweiz. Allei-
ne im Kanton Zürich töteten Männer
in diesem Sommer mindestens acht
Frauen. Seit amMontag vor einerWo-
che ein 37-Jähriger seine von ihm ge-
trennt lebende Ehefrau in Dietikon er-
stach, hat das Thema eine neue
Dringlichkeit.

Der mutmassliche Täter hatte zu-
vor schon zugeschlagen, war der Poli-
zei bekannt und hatte zeitweise ein
Kontaktverbot. Hat die Polizei versagt
oder stehen ihr zu wenig Mittel zur
Verfügung?

Trügerische Sicherheit
durchFussfesseln
In der «Schweiz am Wochenende»
forderte die Präsidentin des Polizei-
beamtenverbandes, Johanna Bundi
Ryser, Präventivhaft für akut gefähr-
liche Männer. In der «Sonntags-
zeitung» forderten linke und rechte
Politiker, dass Kontaktverbote, die ge-
gen gewalttätige Männer ausgespro-
chenwurden,mittels live überwachter
Fussfesseln durchgesetzt werden.

Bisher wurden zwar Fussfesseln
eingesetzt, diese aber nicht in Echtzeit
ausgewertet.

Urs Hofmann, Aargauer Regie-
rungsrat und Präsident der Konferenz
der kantonalen Justiz- und Polizei-

direktoren (KKJPD), ist skeptisch, ob
ständig überwachte Fussfesseln tat-
sächlich einen effektiven Schutz bie-
ten. «In der kleinräumigen Schweiz ist
es kaum möglich, Zonen zu definie-
ren, die so weit auseinanderliegen,
dass die Polizei bei der Verletzung ei-
nes Annäherungsverbotes schnell ge-
nug vor Ort wäre.» Solche Fussfesseln
bergen laut Hofmann die Gefahr, dass
sich bedrohte Personen in falscher
Sicherheit wiegen. «Effektiver wäre
es, dieMöglichkeiten zur Inhaftierung

bei Fortsetzungsgefahr auszu-
dehnen», sagt KKJPD-Präsident Hof-
mann.

Offenbar ist es schwierig, gewalt-
tätigeMänner aus demVerkehr zu zie-
hen. Fussfesseln bergen ein Restrisi-
ko, und Präventivhaft verstösst gegen
die in einem Rechtsstaat gegebene
Unschuldsvermutung. In gewissen
Fällen bleibt betroffenen Frauen dar-
um nur noch die Flucht in ein Frauen-
haus. Solche befinden sich meist an
einem nicht weitherum bekannten
Ort und verfügen über ein Betreu-
ungsangebot für Frauen und deren
Kinder. Sie sind grösstenteils gratis.
Allerdings verfügt die Schweiz über zu
wenig Plätze in solchen Notunter-
künften. «Die Frauenhäuser in der
Schweiz leiden unter Überbelegung»,
sagt Christine Hüttinger vom Frauen-
haus St.Gallen. Immer wieder müs-
sen sie und ihr Team Frauen abwei-
sen. In der Regel organisieren sie für
die Frauen eine Unterkunft in einem
anderen Kanton. Es komme aber auch
vor, dass bedrohte Frauen in einem
Hotel übernachten müssen. «Das ist
problematisch, weil dort die Betreu-
ung sowohl der Frauen als auch der
Kinder fehlt», sagt Hüttinger. Zudem
sei die Sicherheit nicht gewährleistet.

Die Nachfrage nach Unter-
bringungsplätzen nimmt laut Hüttin-
ger tendenziell zu. Gleichzeitig wür-
den die Fälle komplexer. Immer öfter
meldeten sich Frauen, die mehrfach

traumatisiert seien. «Zur Bedrohung
durch den Partner kommt zum Bei-
spiel Fluchterfahrung hinzu oder eine
Traumatisierung in der Kindheit»,
sagt Hüttinger. Das Gleiche gelte für
die Kinder der Frauen. Häufig seien
sie verhaltensauffällig. Beides führe
dazu, dass die Betreuung intensiver
und die Aufenthaltsdauer im Frauen-
haus länger wird.

Die Schweizmüsste doppelt
so viele Frauenhäuser haben
Die Probleme aus St.Gallen lassen
sich auf andere Kantone übertragen.
Der Mangel an Frauenhaus-Plätzen
bringt nicht nur bedrohte Frauen in
Schwierigkeiten, er verstösst auch ge-
gen die Istanbul-Konvention des
Europarates, welche das hiesige Parla-
ment im Juni 2017 gutgeheissen hat.
Sie besagt, dass auf 10000 Einwoh-
ner eine Unterbringungsmöglichkeit
vorhanden sein sollte. Die Schweiz
verfügt nicht einmal über die Hälfte
der nötigen 800Plätze.

Dabei würden mehr Frauenhäuser
auch die Arbeit der Polizei erleichtern.
«Fühlt sich eine Frau von einem
Mann bedroht, die Polizei kann ihn
aber nicht festnehmen, weil er noch
keine Tat begangen hat, bieten Frau-
enhäuser effektiven Schutz», sagt
KKJPD-Präsident Hofmann. Darum
fordert der Sozialdemokrat mehr Mit-
tel für Frauenhäuser, damit diese
mehr Plätze anbieten können.

Pascal Ritter

«Esbrauchtmehr
Mittel fürFrauen-
häuser. Siekön-
nendieArbeit
derPolizei
erleichtern.»

UrsHofmann
Präsident der Polizeidirektoren KKJPD

Frauenhäuser müssen
Gewaltopfer abweisen
Nach einer Serie von Frauenmordenwird der Ruf nachMassnahmen gegen gewalttätigeMänner lauter.
In einigen Fällen wäre der Schutz der Opfer aber effektiver. Doch es fehlen Plätze in Frauenhäusern. Damit
verstösst die Schweiz gegen eine internationale Konvention, die sie unterzeichnet hat.

Ken kickt Barbie: Dieses Bild wurde in einer Kunstgalerie im Nordosten Englands gezeigt. Es musste abgehängt werden, weil es Kinder verstören könnte.
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